Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudksache Nr, 2143 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Teuerungszulage als Vorschuß auf die bean- 
tragte Erhöhung der Renten in der gesamten 
Sozialversicherung. 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Alle Empfänger von Renten, Witwen- und Waisengeld aus der 
Invaliden-, Angestellten-, Knappschafts- und Unfallversicherung 
gemäß dem Sozialversicherungsanpassungsgesetz vom 17. Juni 
1949, dem Knappschaftsversicherungsanpassungsgesetz vom 
30. Juli 1949 und dem Gesetz über Verbesserungen der gesetz- 
lichen Unfallversicherung vom 10. August 1949 erhalten ab 
1. April 1951 eine Teuerungszulage als Vorschußleistungen auf 
die vom Bundestag geforderte Erhöhung. 

Die Teuerungszulage beträgt je Monat 

a) für Rentenempfänger 15 DM 

b) für Witwen- und Witwer- Rentenempfänger 12 DM 

c) für Waisenrenten-Empfänger 6 DM. 

Die Teuerungszulagen nach diesem Antrag bleiben bei der 
Prüfung der Hilfsbedürftigkeit gemäß § 5 der Reichsgrundsätze 
über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 
4. Dezember 1924 außer Ansatz, sie werden auch auf die 
Unterhaltshilfe und den Unterhaltszuschuß nach dem Gesetz 
zur Milderung dringender sozialer Notstände (Soforthilfegesetz) 
vom 8. August 1949 nicht angerechnet; sie gelten auch nicht 
als sonstiges Einkommen nach § 33 des Bundesversorgungs- 
gesetzes vom 20. Dezember 1950. 

Die erforderlichen Mittel werden den Trägern der Invaliden-, 
Angestellten- und Knappschaftsversicherung vom Bund zur 
Verfügung gestellt; sie sind im Haushaltsplan 1951/52 bereit- 
zustellen. 


Bonn, den 11. April 1951 


Riditer (Frankfurt) 
Dr. Preller 
Freidhof 
Pohle 

Frau Kipp-Kaule 
Frau Schanzenbach 


Frau Korspeter 
Meyer (Hagen) 

Frau DÖhring 
Dannebom 

Frau Schroeder (Berlin) 


Ollenbauer und Fraktion 
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